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21. August in Basel eingetroffenen Transport ungarischer Juden und die noch im Lager von 
Bergen-Belsen zurückgebliebenen dreizehnhundert Ungaren anzuzeigen.

Bei meiner gestrigen Vorsprache beim Staatssekretär im Auswärtigen Amt habe ich diese Ange
legenheit zur Sprache gebracht und die schweizerische Bereitwilligkeit erklärt, die noch im erwähn
ten Lager zurückgebliebenen ungarischen Juden in der Schweiz aufzunehmen. In zweiter Linie 
verwies ich darauf, dass die Schweiz aus humanitären Gesichtspunkten geneigt wäre, bei der 
Verpflegung und Bekleidung dieser unglücklichen Internierten mitzuwirken. Ich legte den schwei
zerischen Standpunkt eindringlich und energisch dar. Die Aufzeichnung, von welcher ich Ihnen 
einen Durchschlag übermittle, übergab ich bei dieser Gelegenheit.

Der Staatssekretär stand dieser Sache sehr reserviert gegenüber und äusserte sich eher skeptisch 
über den Erfolg meines Schrittes. Seine Skepsis ist wohl damit zu begründen, dass in den früheren 
M onaten das deutsche Entgegenkommen gegen ungarische Juden politisch wegen der gebotenen 
Rücksichtnahme auf den Reichsverweser Horthy bedingt war. Diese Rücksicht falle nun weg.

Die Einstellung des Staatssekretärs erklärt sich auch daraus, dass das Auswärtige Amt im Prin
zip wenig Möglichkeiten hat, auf die SS, welcher die Durchführung der Judenmassnahmen unter
steht, einzuwirken. Es hat nur in den wenigen Fällen ein M itspracherecht, in welchen es gewichtige 
aussenpolitische Interessen geltend machen kann. Aus verschiedenen Quellen verlautet aber, dass 
die in Bergen-Belsen sitzenden Juden bereits ihrerseits direkt bei der Geheimen Staatspolizei alles 
vorkehrten, um eine Sonderbehandlung und ihre Ausreise aus dem Reich zu erhalten. Es ist nun 
nicht ausgeschlossen, dass meine Intervention den Anstoss gibt, dass die Staatspolizei auch die 
restlichen Juden abschiebt.
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Le Chargé d ’A f f  aires a.i. de Suisse à Berlin, A . Zehnder, 
au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz1

L Berlin, 20. Oktober 1944

In den letzten 8 Tagen musste ich wiederholt mit Herren des Auswärtigen 
Amtes speisen. Es fiel mir auf, dass dabei die Gespräche stets auf zwei Fragen 
gelenkt wurden: die Stellung des Marschalls Pétain und die Beziehungen der 
Schweiz zur Sowjetunion:
1) Es stehe einwandfrei fest, erklärten mir die Herren, dass Marschall Pétain 
seinerzeit mit 2/3-Mehrheit von der französischen Assemblée nationale als 
Staatschef Frankreichs gewählt wurde. In dieser Eigenschaft wurde er auch 
von fast allen Ländern der Welt anerkannt. Die Vereinigten Staaten von Nord
amerika, die Schweiz, Schweden, etc. unterhielten zur Regierung von Vichy 
diplomatische Beziehungen. Nachdem Frankreich durch die alliierten Truppen 
besetzt worden ist, musste Marschall Pétain Frankreich verlassen. Sollte 
jedoch Frankreich von deutschen Truppen zurückerobert werden so wird M ar
schall Pétain nach Frankreich zurückkehren. In diesem Falle wird er selbst
verständlich seine Tätigkeit als Staatschef wieder aufnehmen. Es handelt sich

1. M . Pilet-Golaz a visé ce document le 25 octobre 1944.
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somit heute lediglich um einen Unterbruch und nicht um das Aufhören der 
Ausübung der Funktionen. Der Marschall habe in der Tat weder demissioniert 
und einen Nachfolger für sich bezeichnet, noch erklärt, dass er infolge der 
Ereignisse sich nicht mehr als Staatschef Frankreichs betrachte. A uf den Ein
wand, es lägen authentische Äusserungen des Marschalls im Sinne der zuletzt 
vorstehend erwähnten und deutscherseits verneinten Eventualität vor, wurde 
stets erwidert, ich dächte wahrscheinlich an den Brief des Marschalls vom 
20. August an den Führer, den der Marschall dem Nuntius und Herrn Minister 
Stucki bekanntgegeben h a tte2. Bei einer aufmerksamen Lektion dieses Briefes 
wird man aber feststellen müssen, dass der Marschall aus seiner Verbringung 
nach Deutschland lediglich den Schluss gezogen hat, dass er nicht mehr in der 
Lage sei « d ’exercer ses fonctions de Chef d ’E tat» , nicht aber, dass er «cesse 
d ’être Chef d ’E tat». Da der Marschall seit diesem 20. August bis heute keine 
anderslautende Erklärung abgegeben hat, anerkennt D eutschland3 nur ihn 
allein als den Staatschef Frankreichs. De Gaulle ist somit ein U surpator; er 
bemühe sich übrigens, im Bewusstsein seiner ungeklärten Stellung, eine Kon
struktion zu finden, wonach er der unmittelbare Nachfolger von Präsident 
Lebrun sei. Je mehr Konstruktionen de Gaulle suche, um die Legalität seiner 
Regierung nachzuweisen, umso mehr bestärkt er die deutsche Regierung in 
ihrer loyalen Haltung gegenüber Pétain.

2) Die Frage der schweizerischen Beziehungen zur Sowjetunion scheint die 
Reichsregierung ebenfalls zu interessieren. So wurde mir erzählt, dass nach der 
Erklärung der Russen vom Sommer dieses Jahres, sie hätten kein Interesse an 
Ländern, die ihre Beziehungen zur Sowjetunion bisher nicht normalisiert 
haben, an Sie eine Anfrage wegen der Zulassung eines Korrespondenten der 
Agentur Tass4 in Bern von M oskau aus gekommen sei. Sie hätten die Anfrage 
positiv beantwortet, und der Agent sei im September nach Bern gekommen. 
Das Auswärtige Amt glaube zu wissen, dass Gespräche mit Moskau über diesen 
Agenten liefen. Ich habe stets erklärt, ich wüsste nichts davon. Der nach Berlin 
zurückgekehrte Gesandte Schnurre bestätigte seinerseits, dass er nach der mit 
Ihnen gepflogenen Rücksprache den Eindruck hatte, der Bundesrat strebe 
nicht die Normalisierung der diplomatischen Beziehungen um jeden Preis an, 
sondern lasse sich Zeit.

2. Annotation de M. Pilet-Golaz dans la marge: On oublie son «Message» aux Français.
3. Annotation de M. Pilet-Golaz dans la marge: L’Allemagne peut-être.
4. A ce sujet, cf. E 2001 (D) 3/11.
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